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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Gleichzeitig mit der Veröffentlichung seines Entwurfs zum Bundesgesetz über die
Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981
empfahl der Bundesrat ein Postulat Schneider Schüttel (sp, FR) zur Abschreibung. Das
Postulat hatte den Bundesrat beauftragt, zu prüfen, inwiefern Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen bei der Suche nach ihren Guthaben auf Sparheften unterstützt
werden können. Der Gesetzesentwurf – als indirekter Gegenvorschlag zur
Wiedergutmachungsinitiative – erfülle laut dem Bundesrat das Anliegen des Postulats,
da er vorsehe, dass insbesondere die kantonalen Archive auf Ersuchen hin abklären, ob
in ihren Aktenbeständen Informationen über allfällige Sparguthaben von Betroffenen
enthalten sind. Bei allfälligen Hinweisen auf ebensolche Sparguthaben sollen die
betroffenen Personen oder ihre Rechtsnachfolger die erforderlichen Abklärungen
unentgeltlich vornehmen können. Der Nationalrat schrieb das Postulat daher im Juni
2016 ab. 1

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

A travers un postulat, Thomas de Courten (svp/udc, BL) a chargé le Conseil fédéral
d'évaluer les potentiels de réduction des obligations de documentation et d'archivage
pour les entreprises. Il estime qu'une coordination affinée et un échange de données
entre les autorités cantonales et fédérales permettraient de réduire drastiquement les
coûts de réglementation liés à la documentation et à l'archivage. Le Conseil fédéral,
bien que conscient de la charge administrative pour les entreprises, a proposé de
rejeter le postulat. Premièrement, il relève que l'archivage et la documentation ont
aussi un rôle positif pour les entreprises. La préservation de certaines pièces a déjà
permis à des entreprises de se défendre dans de nombreux cas. Deuxièmement,
plusieurs évolutions législatives ont pris en compte cette réalité. Il est possible de citer,
par exemple,  la révision du droit comptable, l'ordonnance concernant la tenue et la
conservation des livres de comptes et l'ordonnance régissant la taxe sur la valeur
ajoutée (TVA). Troisièmement, le Conseil fédéral a estimé que les ressources
nécessaires pour un tel examen seraient disproportionnées. Il encouragerait donc
plutôt une enquête ciblée sur des thématiques précises. Le dernier mot est revenu au
Conseil national qui a adopté le postulat par 139 voix contre 51. 2

POSTULAT
DATUM: 07.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Gesellschaftsrecht

Le Conseil fédéral a présenté son rapport sur le postulat de Courten (udc, BL) adopté
en mars 2017. Ce postulat vise la réduction des obligations d’archivage et de
documentation des entreprises. Il propose notamment une meilleure coordination
entre les autorités cantonales et fédérales. Le rapport a été établi par le SECO. Il
mentionne 194 prescriptions en matière de documentation et d’archivage, et souligne
la possibilité de simplification pour 29 de ces prescriptions. Pour être précis, le rapport
pointe du doigt les doublons, et souligne que la nouvelle politique suisse des données
permettrait de réduire la charge administrative. En outre, l’adoption du postulat 16.4011
du groupe libéral-radical devrait mettre en évidence les potentiels d’allégements
administratifs grâce à la suppression de doublons dans la récolte des données, au
niveau cantonal et fédéral. 3

BERICHT
DATUM: 27.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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Les deux chambres ont validé le classement du postulat sur la réduction des
obligations d’archivage et de documentation des entreprises à la suite de la
publication du rapport du Conseil fédéral. 4

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Obschon Bundesrat Villiger vergeblich davor gewarnt hatte, dem Drängen von Lobbys
nachzugeben, stimmte der Nationalrat einer Vorlage seiner WAK zu, welche die
Verteilung von Forschungsgeldern auf im Rahmen eines Projektes beteiligte
Partnerinnen und Partner im universitären und ausseruniversitären Bereich von der
Mehrwertsteuer ausnehmen will. Der Ständerat trat nicht auf das Geschäft ein, weil er
zwar mit dessen Stossrichtung, nicht aber dem Vorgehen einverstanden war; es sei
möglich, die geforderten Anpassungen vorzunehmen, ohne das Gesetz zu ändern.
Gegen den Antrag des Bundesrates überwies er ein Postulat von Michèle Berger (fdp,
NE) (Po. 02.3663), das einen reduzierten Mehrwertsteuersatz von 2,4% nicht nur für
Bücher und Zeitschriften, sondern auch für elektronische Publikationen in Forschung
und Bildung verlangt; dadurch könnten insbesondere die Bibliotheken entlastet
werden. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Hannes Germann (svp, SH) verlangte mittels Postulat vom Bundesrat, die Aufnahme der
Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen in die BFI-Botschaft 2021-2024
zu prüfen. Konkret forderte er, dass eine nationale Strategie und personelle und
finanzielle Ressourcen zur Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen
geschaffen würden. 
Der Bundesrat lehnte die Forderung ab, indem er argumentierte, dass die
Verantwortung für die Sammlungsobjekte, welche das Aufarbeiten und
Verfügbarmachen sowie deren Finanzierung einschliesst, bei den Leitungsgremien der
Museen und Hochschulen sowie ihren Trägern und Trägerinnen liege. Die Träger und
Trägerinnen der Museen seien ausser bei den Museen des Bundes vorwiegend die
Kantone und die Gemeinden. Bei den Hochschulen und den Universitäten liege die
Verantwortung bei deren Leitungsgremien. Eine Finanzierung der Digitalisierung und
Zugänglichmachung über die BFI-Botschaft 2021-2024 schloss der Bundesrat gänzlich
aus, da keine direkte Zuständigkeit des Bundes bestehe. 
In der Herbstsession 2019 wies der Ständerat das Postulat der WBK-SR zur Vorberatung
zu. Die Kommission beschloss ohne Gegenstimme, das Postulat zur Annahme zu
empfehlen. Sie hielt dabei fest, dass die Finanzierung unter Einhaltung des
Subsidiaritätsprinzips und in enger Absprache mit den Kantonen erfolgen müsste. 
In der ständerätlichen Debatte bat Guy Parmelin – obwohl die WBK-SR das Postulat um
das Subsidiaritätsprinzip ergänzt hatte – weiterhin um Ablehnung des Postulates. Er
betonte noch einmal, dass die Verantwortung für die Aufarbeitung der betroffenen
Objekte bei den Verantwortlichen der Museen und der Hochschulen sowie den
Kantonen liege, lediglich bei den Sammlungen der beiden ETH und bei den
Bundesmuseen sei die Eidgenossenschaft zuständig. 
Der Ständerat nahm das Postulat entgegen des bundesrätlichen Antrages einstimmig
an. 6

POSTULAT
DATUM: 19.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das Gosteli Archiv in Ittigen bei Bern beherbergt die Sammlung zur Geschichte der
schweizerischen Frauenbewegung. Seit einigen Jahren kämpfte die Stiftung, der das
Archiv gehört, mit finanziellen Schwierigkeiten. Aufgrund dieser Schwierigkeiten hatten
fünf Parlamentarierinnen je ein gleichlautendes Postulat eingereicht, in welchem sie
den Bundesrat aufgefordert hatten, in einem Bericht den Fortbestand des Archivs
zusammen mit dem Kanton Bern und allenfalls weiteren Institutionen zu klären und
aufzuzeigen, mit welchen gesetzlichen Grundlagen eine subsidiäre Finanzierung durch
den Bund erfolgen könnte. In seinem Postulatsbericht stellte der Bundesrat drei
Lösungen vor. So könnte die Stiftung einerseits im Rahmen des FIFG beim SBFI eine

MOTION
DATUM: 04.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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subsidiäre Finanzierung beantragen. Alternativ wären die teilweise oder die komplette
Integration des Archivs in den Bestand des BAR denkbar.
Die WBK-NR beschloss im Anschluss an diesen Bericht, eine Motion einzureichen und
den Bundesrat zu beauftragen, in der BFI-Botschaft 2021-2024 den Betrag von CHF 4
Mio. für die Gosteli-Stiftung aufzunehmen. Um die Gosteli-Stiftung zu sichern und in
eine für Bildung und Wissenschaft nachhaltig nutzbare Institution zu überführen, seien
gemäss Schätzung des Stiftungsrats finanzielle Mittel von jährlich total CHF 2 Mio.
notwendig. Die restliche Finanzierung würde über den Kanton Bern und Drittmittel
sichergestellt, so die WBK-NR.
Der Bundesrat erläuterte in seiner Stellungnahme, dass die Stiftung unterdessen beim
SBFI ein Gesuch eingereicht habe, nun sei der Schweizerische Wissenschaftsrat daran,
zuhanden des SBFI alle für die Finanzierungsperiode 2021-2024 erhaltenen Gesuche zu
prüfen. Diese Prüfung müsse nun abgewartet werden. Der Bundesrat beantragte
entsprechend die Ablehnung der Motion.
Der Nationalrat beugte sich im Sommer 2020 über das Geschäft. Matthias Aebischer
(sp, BE) erläuterte, dass die grundsätzliche Unterstützung der Gosteli-Stiftung in der
WBK-NR unbestritten war. Beim richtigen Vorgehen sei man sich dagegen uneinig
gewesen. Eine Mehrheit wolle den Entscheid des Wissenschaftsrates nicht abwarten
und wolle den Bundesrat jetzt beauftragen, die Weiterentwicklung des Gosteli-Archivs
auf der Grundlage des FIFG sicherzustellen. Eine Minderheit sei der Meinung, man
müsse zuerst den Expertenentscheid des Wissenschaftsrates abwarten. Peter Keller
(svp, NW) ergänzte für diese Minderheit, dass Ende 2020 eine Antwort des
Wissenschaftsrates vorliege. Es gebe keinen Grund, «diesem Prozess vorzugreifen oder
hier auf Parlamentsebene hineinzupfuschen». Es könne nicht angehen, dass
geschicktes Lobbyieren darüber entscheide, ob eine Organisation auf Bundesgelder
zählen könne oder nicht.  Am Ende der Debatte nahm der Nationalrat das Geschäft
deutlich mit 100 zu 50 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 7

Da sich die beiden Räte im Rahmen der Debatten zur Botschaft über die Bildung,
Forschung und Innovation 2021-2024 im Jahr 2020 für den Erhalt des Gosteli Archivs
ausgesprochen hatten und das WBF entsprechend im Dezember 2020 CHF 2.29 Mio.
für die Jahre 2021-2024 gesprochen hatte, lehnte der Ständerat die Motion der WBK-
NR zum Erhalt des Gosteli Archivs in der Sommersession 2021 stillschweigend ab. 8

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Bereich der Kulturpolitik legte der Bundesrat einen Gesetzesentwurf über den
Schutz der Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten vor (BRG 9412), dessen Inhalt
einem internationalen Abkommen entsprach, dem die Schweiz 1962 beigetreten war
und das bereits in mehr als 50 Staaten in Kraft getreten ist. Es wurden namentlich die
Herstellung von Sicherheitsdokumenten für Rekonstruktion oder Überlieferung,
bauliche Schutzmassnahmen, die Errichtung von Schutzräumen, die Einführung des
internationalen Kulturgüterschildes zur Kennzeichnung geschützter Objekte sowie
Bundesbeiträge an die mit der Durchführung beauftragten Kantone vorgesehen. In der
parlamentarischen Behandlung erntete eine Ausnahmeklausel für Fälle militärischer
Notwendigkeit Kritik; sie wurde aber wegen ihrer Übereinstimmung mit dem
Abkommenstext akzeptiert. Von dem neuen Gesetz wurden auch günstige Auswirkungen
auf den Kulturgüterschutz in Friedenszeiten erwartet.

Gleichfalls von internationaler Bedeutung war die Annahme eines Vermächtnisses des
italienischen Kunstsammlers Ugo Bardini, das der Schweiz Kunstgegenstände und
Liegenschaften in Florenz übertrug, zugleich aber auch die Verpflichtung, in dieser
Stadt ein kulturelles Institut zu schaffen. Bundesrat Tschudi betonte anderseits in
einer Rede, dass die Kulturpolitik ein «Réduit des Föderalismus» bilde, und
befürwortete eine Zusammenarbeit von Gemeinden, Kantonen und Bund. Er sprach
sich dabei auch für eine Unterstützung der Avantgardisten aus; in Beantwortung einer
Kleinen Anfrage NR Steiner (BGB, AG) rechtfertigte der Bundesrat offiziell die
Unterstützung des nichtgegenständlichen Kunstschaffens. Private Kreise errichteten
eine Schweizerische Stiftung für Literatur, Musik und bildende Kunst, die als
staatsfreies Gegenstück zum Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung (SNF) bezeichnet wurde. Unter Betonung staatspolitischer Gesichtspunkte
wurde dagegen von der Filmwirtschaft an einem Bundesbeitrag für die Weiterführung
der Schweizerischen Filmwochenschau festgehalten, als die Kommission Stocker unter

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.1966
PETER GILG
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Hinweis auf die Entwicklung des Fernsehens eine Streichung dieser Subvention
empfahl. Sowohl staats- wie kulturpolitische Bedeutung besitzt auch die in Gang
gekommene Diskussion über eine zeitgemässere Gestaltung der Bundesfeier, wozu die
Gemeinde Thalwil (ZH) ein anregendes Beispiel lieferte. 9

In der Kulturpolitik wurde namentlich aus welschen Kreisen der Wunsch nach mehr
Initiative seitens des Bundes laut. Auf Anregung des Journalisten F. Jotterand führten
Vertreter des kulturellen Lebens der Westschweiz in Aubonne (VD) und Lausanne
Gespräche mit Bundesrat Tschudi und dem Präsidenten der Stiftung Pro Helvetia, M.
Stettler, in denen eine eidgenössische Kulturförderungskonzeption sowie die Schaffung
eines Kulturrats verlangt wurden; Bundesrat Tschudi zeigte für diese über die bisherige
Tätigkeit der Stiftung Pro Helvetia hinauszielenden Anliegen Verständnis. Im Jahrbuch
der Neuen Helvetischen Gesellschaft (NHG) für 1968, in welchem die Gespräche eine Art
Fortsetzung fanden, postulierte Jotterand als ersten Schritt die Zusammenstellung
eines «Labhardt-Berichts» über die kulturellen Strukturen der Schweiz; auf Grund
eines solchen sollte dann in föderalistischem Geiste eine kulturelle Landesplanung
zugunsten zurückgebliebener Gegenden an die Hand genommen werden. Eine
vermehrte Förderung durch den Bund wurde insbesondere für das Filmschaffen
gefordert; der Verband schweizerischer Filmgestalter wünschte eine Revision des
Filmgesetzes, um eine wirksamere Subventionierung des Spielfilms zu ermöglichen.

Gesamtschweizerisches Interesse erregte eine Auseinandersetzung um den Ankauf
von Picasso-Gemälden durch den Kanton Baselstadt. Zur Deckung von Verlusten aus
dem Konkurs der Fluggesellschaft Globe Air beabsichtigte die Familienstiftung
Staechelin einige Werke aus der von ihr im Basler Kunstmuseum deponierten Sammlung
zu veräussern; durch einen Staatsbeitrag von CHF 6 Mio. und private Zuwendungen von
weiteren CHF 2.4 Mio. konnten zwei Picasso-Bilder für die Stadt erworben und weitere
Bestände auf 15 Jahre als Leihgaben gesichert werden. Gegen den vom Grossen Rat
ohne nennenswerte Opposition bewilligten Kredit wurde das Referendum ergriffen; die
Volksabstimmung verlief jedoch positiv. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.11.1967
PETER GILG

Dem Haager Abkommen zum Schutze der Kulturgüter in bewaffneten Konflikten aus
dem Jahre 1954 ist die Schweiz 1962 beigetreten und hat sich dadurch verpflichtet,
Schutzmassnahmen für ihre Kulturgüter zu ergreifen. Dazu gehören für unbewegliche
Güter das Erstellen von Sicherstellungsdokumenten und bauliche Massnahmen für
besonders wertvolle Teile sowie das Errichten von Schutzräumen für bewegliche
Kulturgüter. Der Bundesrat genehmigte im Berichtsjahr das seither erstellte
schweizerische Inventar der rund 8'000 Kulturgüter von nationaler und regionaler
Bedeutung. Die mit den konkreten Schutzmassnahmen betrauten Kantone und
Gemeinden tun sich damit allerdings schwer und vernachlässigen die Aufgabe in den
meisten Fällen, indem sie weder das nötige Geld noch das erforderliche Personal zur
Verfügung stellen. 11

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 24.03.1988
LUZIUS MEYER

Im Sommer unterschrieben Friedrich Dürrenmatt und Bundesrat Cotti einen
Erbvertrag, welcher der Eidgenossenschaft den literarischen Nachlass des
Schriftstellers sichert – unter der Bedingung allerdings, dass zu diesem Zweck ein
Schweizerisches Literaturarchiv (SLA) geschaffen werde. Aufgabe dieses Archivs wird
die wissenschaftliche Archivierung und Aufarbeitung von literarischen Vor- und
Nachlässen sowie eine breite Öffentlichkeitsarbeit sein. Der Bundesrat beschloss, das
SLA der Landesbibliothek anzugliedern, wo bereits die Nachlässe von S. Corinna Bille,
Blaise Cendrars, Maurice Chappaz, Hermann Hesse, Carl Spitteler, Rainer Maria Rilke
und anderer eingelagert sind. Als ersten bedeutenden Neuzugang konnte das Archiv
den Nachlass des Schriftstellers Hermann Burger aufnehmen. Als Standort des SLA
wählte der Bundesrat Bern und enttäuschte so die Erwartungen dezentraler Standorte,
allen voran die Stadt Solothurn, welche aufgrund ihrer Verdienste um die alljährlich dort
stattfindenden Literaturtage gehofft hatte, das prestigeträchtige Archiv beherbergen zu
dürfen. Ein weiteres nationales Kulturarchiv wird möglicherweise aufgrund einer vom
Nationalrat überwiesenen Motion der vorberatenden Kommission zum Radio- und
Fernsehgesetz entstehen: Angesichts der nationalen Aufgabe, schweizerisches
Kulturgut sicherzustellen, wurde der Bundesrat beauftragt, nach Lösungen für die
Schaffung einer zentralen Phono- und Videothek zu suchen. 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.06.1989
MARIANNE BENTELI
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Im Anschluss an das Nationale Forschungsprogramm (NFP) 16 («Methoden zur Erhaltung
von Kulturgütern»), welches 1988 abgeschlossen werden konnte, wurde auf den 1.
Januar 1989 die Nationale Informationsstelle für Kulturgütererhaltung (NIKE) als
selbständige, von einem privaten Trägerverein betriebene Institution ins Leben gerufen.
NIKE, zu deren wichtigsten Aufgaben die Information, Aufklärung, Koordination und
Sensibilisierung im Bereich der Pflege und Erhaltung von Kulturgütern zählen, wird von
einer Mehrheit der Kantone, von Gemeinden und Vereinen getragen und vom Bund
subsidiär unterstützt. Die vom ehemaligen Bundesamt für Forstwesen und
Landschaftsschutz betreute Dienststelle Heimatschutz wurde in die Sektion Kunst- und
Denkmalpflege des BAK integriert. Das EDI eröffnete im weitern eine Vernehmlassung
zur allfälligen Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage für die Denkmalpflege. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.09.1989
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beschloss, 1990 und 1991 die Vorbereitungsarbeiten zu einer Datenbank
der schweizerischen Kulturgüter mit insgesamt 400'000 Fr. zu unterstützen. Es geht
dabei um eine Projektstudie der Schweizerischen Akademie der Geisteswissenschaften
und des Verbandes der Museen der Schweiz. Diese Institutionen beabsichtigen, dem
Bund auf das Jahr 1992 hin die Schaffung dieser Datenbank zu beantragen. Die aus
einem Projekt des NFP 16 hervorgegangene Nationale Informationsstelle für
Kulturgütererhaltung (Nike) wird neben der Eidgenossenschaft, dem Fürstentum
Liechtenstein, acht Städten sowie zahlreichen Privaten nun auch von allen Kantonen
unterstützt; als letzter Kanton beschloss die Waadt, jährliche Beiträge an die Nike zu
entrichten. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.04.1990
MARIANNE BENTELI

Der unerwartete Tod Dürrenmatts bewog das Bundesamt für Kultur (BAK), die für den
20. Dezember vorgesehene Eröffnungsfeier des Schweizerischen Literaturarchivs (SLA)
auf anfangs 1991 zu verschieben. 1989 hatte Dürrenmatt seinen Nachlass der
Eidgenossenschaft vermacht mit der Auflage, einen Ort der wissenschaftlichen
Archivierung und Aufbereitung von literarischen Nachlässen einzurichten. Wäre dieses
Ansinnen nicht von einer Persönlichkeit der Bedeutung Dürrenmatts ausgegangen,
hätte der Bundesrat wohl kaum so rasch eine realisierbare und zweckmässige Lösung
gefunden. Ansonsten hielt er nämlich grundsätzlich an seiner seit 1986 vertretenen
Linie fest, in Ermangelung einer klaren Verfassungskompetenz keine weiteren kulturelle
Aufgaben zu übernehmen. 15

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 20.12.1990
MARIANNE BENTELI

Mit der Annahme des Kulturförderungsartikels (Art. 27septies BV) durch das Parlament
wurde die erste Hürde genommen, damit der Bund endlich rechtlich abgesichert jene
Aufgaben erfüllen kann, welche er ohnehin seit Jahren wahrnimmt, namentlich in den
Bereichen Bundesarchiv, Landesmuseum und Landesbibliothek sowie Pro Helvetia.
Bereits im Vorfeld der parlamentarischen Beratungen war stets unterstrichen worden,
dass es hier keinesfalls um die Einführung einer zentralistischen Kulturpolitik oder um
die Übernahme neuer Aufgaben gehe, sondern allein um eine klare Definition der
Kulturkompetenzen des Bundes. Auf Vorschlag der nationalrätlichen Kommission wurde
im ersten Abschnitt der Begriff der Subsidiarität noch explizit verankert. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1993
MARIANNE BENTELI

In Wimmis (BE) nahm die weltweit modernste Papierentsäuerungsanlage ihren Betrieb
auf. Der im Auftrag des Bundes von einer privaten Firma geführte Betrieb erlaubt es
den beiden Hauptkundinnen, der Schweizerischen Landesbibliothek und dem
Bundesarchiv, jährlich je 40 Tonnen säurehaltige Dokumente behandeln zu lassen und
damit deren Lebensdauer um mindestens 150 Jahre zu verlängern. 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.09.2000
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion der WBK des Nationalrates wurde der Bundesrat beauftragt, für die
Sicherung, Erschliessung und Vermittlung der audiovisuellen Quellen in allen seinen
Zuständigkeitsbereichen entsprechende gesetzliche Grundlagen zu erarbeiten. Die
Regierung verwies auf das Engagement des Bundes in der Stiftung Schweizerisches
Filmarchiv, dem der Bund neben jährlichen Finanzhilfen von knapp CHF 2 Mio. das
Archivgebäude in Penthaz (VD) unentgeltlich zur Verfügung stellt, sowie im Verein
Memoriav, der für die Periode 2002-2006 mit jährlich CHF 3 Mio. aus den Budgets der
Bundesämter für Kultur und Kommunikation sowie des Schweizerischen Bundesarchivs
unterstützt wird. Ihrer Ansicht nach bilden das Bundesgesetz über die Landesbibliothek
und das Filmgesetz eine ausreichende rechtliche Grundlagen für die Gewährung von

MOTION
DATUM: 21.09.2004
MARIANNE BENTELI
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Finanzhilfen; in der laufenden Totalrevision des Bundesgesetzes über Radio und
Fernsehen werde zudem auch die Erhaltung von audiovisuellen Programmen geregelt.
Weil sich der Bundesrat vorbehalten wollte, das Thema allenfalls umfassender bei der
gesetzlichen Umsetzung des Kulturartikels der Bundesverfassung zu regeln, beantragte
er erfolglos Umwandlung in ein Postulat. Der Nationalrat war der Auffassung, dass
gerade der Verein Memoriav eine klarere gesetzliche Grundlage brauche, um seine
Finanzierung über das Jahr 2006 hinaus sicherzustellen, und nahm den Vorstoss mit
deutlichem Mehr an. Der Ständerat teilte diese Auffassung und überwies die Motion
ebenfalls. 18

Im Vorjahr hatte das Parlament eine Motion für eine klarere gesetzliche Grundlage für
den Verein Memoriav überwiesen; Hauptziel von Memoriav ist die Verbesserung der
Sicherung, Erschliessung und Vermittlung audiovisueller Dokumente der Schweiz, die
akut gefährdet sind. Im Frühjahr präsentierte der Bundesrat eine entsprechende
Vorlage, welche die Räte im Winter zusammen mit einem Zahlungsrahmen für
Finanzhilfen für die Jahre 2006-2009 in der Höhe von CHF 11.7 Mio. verabschiedeten.
 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Urheberrecht

Nicht nur die Finanzierung, sondern auch die Verwertung des Kulturschaffens bietet
Probleme. Nachdem in den vergangenen Jahren die Frage der Urheberrechte
insbesondere im Bereich von Radio und Fernsehen diskutiert worden war, legte nun
der Bundesrat eine Botschaft für eine Totalrevision des Urheberrechtsgesetzes vor.
Damit sollen sowohl die Interessen der Urheber am Schutze ihrer Werke wie auch das
Interesse der Öffentlichkeit an einem ungehinderten Zugang zu diesen Werken
berücksichtigt werden. Im Zentrum der Vorlage steht die Legalisierung der sogenannt
unkontrollierbaren Massennutzungen urheberrechtlich geschützter Werke durch
Einführung vergütungspflichtiger gesetzlicher Lizenzen. Das weit verbreitete Kopieren
von Text, Bild und Ton soll für den Eigengebrauch ohne Zustimmung des Urhebers
erlaubt sein; dieser hat jedoch einen ausdrücklichen Vergütungsanspruch, der in
diesem Falle durch Pauschalabgaben realisiert wird. Frei und vergütungspflichtig
werden auch die gleichzeitige und unveränderte Weiterverbreitung von Sendungen
über Kabelnetze und Umsetzer, aber auch das Vermieten und Ausleihen (z.B.
Bibliotheken) von Werken. Vergütungsansprüche können künftig nur über
Verwertungsgesellschaften geltend gemacht werden, die der Bundesaufsicht und der
Tarifgenehmigung unterstehen, wobei das Monopol der drei bestehenden
Gesellschaften aufgehoben wird. Geregelt werden auch die Miturheberschaft und das
abhängige Werkschaffen. Erste Kritiken wiesen auf die mögliche Entstehung eines
unverhältnismässigen Gebühreneintreibungsapparats, auf die Ungerechtigkeit von
Pauschalabgaben und auf die Bevorzugung der Stellung der Verwertungsgesellschaften
hin. Die nationalrätliche Kommission zur parlamentarischen Initiative Morf (sp, ZH;
Pa.Iv. 83.225) für ein Ton- und Bildschutzgesetz setzte ihre Beratungen bis zur
Behandlung des neuen Urheberrechtsgesetzes im Nationalrat aus. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.08.1984
CHRISTIAN MOSER

Bibliotheken als Orte der Werksnutzung stehen auch im neuen Urheberrecht zur
Diskussion. Der Nationalrat schloss sich bei dessen Behandlung mit Unterstützung aller
Fraktionen dem Rückweisungsentscheid des Ständerates aus dem Vorjahr an. Seine
vorberatende Kommission war mit der kleinen Kammer der Meinung, dass die
Landesregierung einen zu urheberfreundlichen Kurs eingeschlagen habe und dass
aktuelle Entwicklungen zu wenig berücksichtigt worden seien. Eine parlamentarische
Initiative Morf (sp, ZH; Pa.Iv. 83.225) für den Erlass eines neuen Ton- und
Bildschutzgesetzes wurde vom Nationalrat abgeschrieben. Dieser überwies dafür eine
Motion seiner vorberatenden Kommission, wonach die Anliegen der Initiantin durch
Übernahme wesentlicher Elemente im neuen Urheberrechtsgesetz berücksichtigt
werden sollen. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1986
CHRISTIAN MOSER
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Die vorberatende Kommission des Nationalrates verabschiedete das Gesetz
einstimmig und folgte dabei weitgehend der urheberfreundlichen Version des
Ständerates. Sie beschloss jedoch, angesichts des Widerstands der Bibliothekare dem
Rat zu beantragen, den "Bibliotheksrappen" nicht einzuführen. Dafür soll das
Fotokopieren von Werken in Bibliotheken und Instituten zum privaten Gebrauch
vergütungspflichtig werden. Weil sich namhafte Kulturschaffende wie etwa Tinguely
oder Luginbühl dagegen ausgesprochen hatten, und um den freien Kunstmarkt nicht zu
gefährden, verzichtete die Kommission auch auf das Folgerecht beim Wiederverkauf
von Kunstwerken. Über die Beschlüsse des Ständerates hinausgehend wird die
Kommission dem Rat aber vorschlagen, bei den Abgaben auf Leerkassetten die
Interpreten den eigentlichen Werkschöpfern gleichzustellen. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.07.1991
MARIANNE BENTELI

Die Revision des Bundesgesetzes über das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte
(Urheberrechtsgesetz, URG) von 1922 konnte nach mehreren Anläufen endlich zu Ende
gebracht werden. Im Vorfeld der Behandlung im Nationalrat war es sowohl von
Produzenten- wie von Nutzerseite erneut zu Referendumsdrohungen gekommen. Die
Nutzer - vor allem die SRG, die PTT, die Grossverteiler und das Gastgewerbe - stiessen
sich daran, dass der Ständerat die bundesrätliche Vorlage stark verändert und dabei
bedeutend urheberfreundlichere Akzente gesetzt hatte (Leerkassettenabgabe,
Folgerecht für bildende Künstler, "Bibliotheksrappen", Produzentenartikel). Die
Urheber konnten ihrerseits nicht akzeptieren, dass die vorberatende
Nationalratskommission beim "Bibliotheksrappen" und dem Folgerecht wieder
zurückkrebsen wollte. Die Mehrheit des Nationalrates teilte die Bedenken der
Bibliothekare, dass die Einführung einer Abgabe auf der Bibliotheksausleihe zu
unverhältnismässigem administrativem Aufwand und letztlich zu einer Schwächung der
Stellung der Literatur führen würde und strich den "Bibliotheksrappen" wieder aus der
Vorlage. Die Ratsminderheit blieb mit ihrem Argument chancenlos, die
Kulturkonsumierenden dürften sich nicht auf Kosten der Kulturschaffenden bereichern.
Auch ein Antrag, den "Bibliotheksrappen" aus der Bundeskasse zurückzuerstatten,
wurde deutlich verworfen. Kommissionssprecher Couchepin (fdp, VS) und Bundesrat
Koller machten geltend, dass für die Autorinnen und Autoren eine Kompensation durch
eine Abgabe auf Fotokopien in Bibliotheken geschaffen werden solle ("Kopierfünfer");
damit werde zudem vermieden, Bestsellerautoren einseitig zu begünstigen. Etwas
weniger deutlich wurde das Folgerecht für bildende Kunst abgelehnt, welches selbst in
Urheberkreisen recht umstritten war, da es den Kunsthandel aus der Schweiz hätte
abdrängen können, worunter vor allem junge, noch nicht arrivierte Künstler leiden
würden. Vergeblich plädierten David (cvp, SG), Poncet (lp, GE) und die SD/Lega-Fraktion
zugunsten dieser neuen Entschädigung für Maler und Bildhauer. Auch Bundesrat Koller
vermochte mit seinem Hinweis, dass das Folgerecht bereits in acht von zwölf EG-
Staaten gelte und eine europäische Rechtsharmonisierung in diese Richtung gehe, den
Rat nicht umzustimmen. Urheberfreundlich erwies sich die grosse Kammer hingegen
bei den Abgaben auf Leerkassetten, deren Erlös sowohl den Urhebern wie den
Interpreten zugute kommen soll, sowie bei den Bestimmungen über die Rechte an
Werken, die im Auftragsverhältnis geschaffen werden (Produzentenartikel). Hier soll,
wie vom Ständerat vorgeschlagen, die völlige Vertragsfreiheit gelten. Mit klarem Mehr
bestätigte der Nationalrat auch die Ausdehnung der Schutzdauer auf 70 Jahre nach
dem Tod des Urhebers. Von einer Petition des Schweizerischen Schriftstellerinnen-
und Schriftstellerverbandes, die Vorlage an den Bundesrat zurückzuweisen, nahm der
Rat Kenntnis, gab ihr aber keine Folge. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.01.1992
MARIANNE BENTELI

Beim Folgerecht, dem "Bibliotheksrappen" bzw. "Kopierfünfer" und beim
Produzentenartikel schwenkte der Ständerat in der Differenzbereinigung auf die Linie
des Nationalrates ein, vorerst aber nicht bei der Gleichstellung zwischen Urhebern und
Interpreten, da dies zu einer Benachteiligung der Konsumenten führen könnte. Als die
grosse Kammer jedoch einstimmig auf ihrem Standpunkt beharrte, gab der Ständerat
seinen Widerstand auf, so dass die Vorlage in der Herbstsession in beiden Kammern –
und mit nur einer einzigen Gegenstimme im Nationalrat – definitiv verabschiedet
werden konnte. Gleichzeitig genehmigten beide Räte einstimmig das Bundesgesetz
über den Schutz von Topographien von integrierten Schaltungen (Topographiengesetz,
ToG). 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.10.1992
MARIANNE BENTELI
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Da die Schweiz bis anhin kein Verleihrecht kennt und daher die entsprechende
Abgeltung für Urheberinnen und Urheber beim Verleih urheberrechtlich geschützter
Werke fehlt, forderte eine Motion Fluri (fdp, SO) Anpassungen im URG, mit denen
ebendiese Entgeltung der Nutzung von Werkexemplaren sowohl analog als auch digital
reguliert werden soll. Da der Vorstoss in der Sommersession 2015 jedoch
verjährungsbedingt abgeschrieben wurde, galt es abzuwarten, ob die vom Bundesrat –
der die Motion zur Ablehnung empfohlen hatte – in seiner Stellungnahme angeführte
AGUR12 das Anliegen tatsächlich in ihrem Optimierungsprozess der Kollektivverwertung
von Urheberrechten auch berücksichtigen wird. 25

MOTION
DATUM: 19.06.2015
MELIKE GÖKCE

Knapp drei Monate nach Einreichung wurde in der Wintersession 2015 ein Postulat
Stöckli (sp, BE), das im Vorfeld der Vernehmlassung zur Urheberrechtsrevision einen
Bericht zur Verankerung einer flexibleren Kollektivverwertung im Urheberrecht
einforderte, zurückgezogen. Der Bericht hätte aufzeigen sollen, inwiefern eine
zusätzliche Regelung für eine «erweiterte Kollektivlizenz» die beiden aktuell
bestehenden Möglichkeiten einer freiwilligen und obligatorischen Kollektivlizenz in der
Schweiz ergänzen könnte. Die Beschränkung auf die beiden bestehenden Instrumente
sei laut Postulant insofern problematisch, da zum einen die freiwillige Lizenz auf die
Mitglieder der Verwertungsgesellschaften beschränkt sei und somit keinen
vollständigen Rechteerwerb garantiere. Zum anderen sei die obligatorische Lizenz
verhältnismässig rigide und könne sich daher nur schwer an einen raschen Wandel der
Werknutzungen anpassen. Der Bundesrat hatte die Ablehnung des Postulats beantragt,
jedoch nur, weil er die Relevanz und den Nutzen eines zusätzlichen Instrumentes für
durchaus sinnvoll erachtete und daher die Frage einer «erweiterten
Kollektivverwertung» im Rahmen der Vernehmlassung darlegen wollte, womit das
Anliegen des Postulats erfüllt und ein zusätzlicher Bericht nicht mehr vonnöten wäre.
Diese für Hans Stöckli äusserst erfreuliche Rückmeldung war Anlass genug, nicht mehr
am Vorstoss festzuhalten. 26

POSTULAT
DATUM: 07.12.2015
MELIKE GÖKCE

Während sich die Arbeitsgruppe (AGUR12) bei der Ausarbeitung eines Entwurfs zur
Modernisierung des Urheberrechts mehrheitlich auf die Bekämpfung der
Internetpiraterie konzentriert hatte, machten erste bekanntgewordene
Vernehmlassungsergebnisse zur Urheberrechtsrevision zuerst den Eindruck, dass die
Probleme mit dem Entwurf ganz woanders liegen. Massive finanzielle und administrative
Mehrkosten befürchteten mit Museen und Bibliotheken gerade jene Institutionen, die
schwerpunktmässig für den Erhalt nicht-digitaler Werke verantwortlich sind, wie die
Medien bereits vor Ablauf der Vernehmlassungsfrist im März 2016 publik machten.
Grund für den Missmut war die im Entwurf vorgesehene Einführung einer Vergütung für
das unentgeltliche Verleihen von Werken, sofern eine Institution den Verleih als Haupt-
oder Nebentätigkeit ausübt. Von dieser Regelung betroffen wären allenfalls neben
Bibliotheken und Ludotheken auch Museen, die sich häufig auf Leihgaben verlassen. Auf
der anderen Seite sprachen sich Kulturschaffende und Produzenten für ein so
ausgestaltetes Verleihrecht aus.
Im Dezember 2016 veröffentlichte das Eidgenössische Institut für Geistiges Eigentum
(IGE) schliesslich den Vernehmlassungsbericht, der in seinen groben Zügen Folgendes
zeigte: Erstens wird dem Entwurf von verschiedensten Anspruchsgruppen eine grosse
Bedeutung zugeschrieben, was sich an den 8000 Seiten füllenden Stellungnahmen von
beinahe 1200 Vernehmlassungsteilnehmern zeigte. Zweitens schien man sich zwar in
der Sache einig zu sein, dass es einer Modernisierung des Urheberrechts bedarf,
bezüglich der Stossrichtung der Revision drifteten die Meinungen jedoch stark
auseinander. Drittens war bei Weitem nicht nur das Verleihrecht Stein des Anstosses.
So zeichnete sich auch bei den Kernpunkten der Revision, den geplanten Massnahmen
zur Pirateriebekämpfung, keine mehrheitsfähige Lösung ab. Die stärkere Einbindung
von Hosting-Providern bei der raschen Entfernung von urheberrechtlich
problematischen Inhalten stiess etwa auf starken Widerstand von Seiten der Parteien,
die teilweise die bestehende Selbstregulierung als ausreichend erachteten. Ebenfalls
kritisiert wurde das Blockieren von Inhalten durch die Access-Provider; dies sei keine
wirksame Massnahme und darüber hinaus missbrauchsgefährdet. Bereits im Sommer
und somit vor der Publikation des definitiven Vernehmlassungsberichts zum Entwurf
orientierte Bundesrätin Sommaruga die AGUR12 über die vorläufigen Erkenntnisse aus
den Stellungnahmen zum kontroversen Entwurf und beauftragte die Arbeitsgruppe,
einen kompromissfähigeren Vorschlag auszuarbeiten. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2016
MARLÈNE GERBER
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Wie nach den ernüchternden Ergebnissen der Vernehmlassung zur
Urheberrechtsrevision von Bundesrätin Sommaruga gefordert worden war, traf sich die
AGUR12 erneut, um verschiedene Punkte des Entwurfes zu konkretisieren und
kompromissfähigere Lösungen zu finden. Zwischen September 2016 und März 2017 fand
sich die Arbeitsgruppe unter der Leitung des IGE zu fünf Sitzungen ein, wobei sich zu
den bisherigen Teilnehmenden (Kulturschaffende, Produzentinnen und Produzenten,
Nutzerinnen und Nutzer sowie Konsumentinnen und Konsumenten) neu auch die
Internet-Service-Provider und das BJ sowie weitere Verwaltungsvertreter gesellten
(AGUR12 II). Ein wesentlicher Kompromiss konnte beim zentralen und viel diskutierten
Thema der Pirateriebekämpfung erzielt werden. So solle diese bei den Hosting-
Providern direkt erfolgen: Unter Berücksichtigung der bestehenden Selbstregulierung
sollen die Provider keine Piraterieplattformen begünstigen und von
Urheberrechtsverletzungen betroffene Inhalte rasch von ihren Servern löschen. Im Falle
einer besonderen Gefahr solle ein «Stay Down» dafür Sorge tragen, dass eine einmal
beseitigte Verletzung auch beseitigt bleibe. Des Weiteren solle eine Datenbearbeitung
zur strafrechtlichen Verfolgung von Urheberrechtsverletzungen explizit als zulässig
festgehalten werden. Die ursprünglich angedachten Blocking-Massnahmen durch
Access-Provider sowie der Versand von aufklärenden Hinweisen bei
Zuwiderhandlungen über Peer-to-Peer-Netzwerke hingegen wurden im
Kompromisspaket nicht aufgegriffen. Auch bei weiteren Themenbereichen, wie
beispielsweise der Nutzung von verwaisten Werken, der Verlängerung der Schutzfrist
für verwandte Schutzrechte oder der Verbesserung im Tarifgenehmigungsverfahren
konnten Kompromisse zu Gunsten von Nutzerinnen und Nutzern, Konsumentinnen und
Konsumenten sowie Kulturschaffenden erzielt werden. Das EJPD liess verlauten, dass
die konkreten Ergebnisse der AGUR12 II in seine Überlegungen zur geplanten Revision
einfliessen würden und es dem Bundesrat einen entsprechenden Antrag zum weiteren
Vorgehen stellen werde. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2017
MELIKE GÖKCE

Auch wenn Bibliotheken in der heutigen Zeit über ein vielfältiges Angebot verfügen, ist
die Ausleihe gedruckter Bücher noch immer die zentrale Dienstleistung, die von den
vorwiegend öffentlich finanzierten Institutionen erbracht wird. Die bisweilen gängige
Vergütungspraxis in der Schweiz ist, dass Vergütungsabgaben lediglich auf Mietobjekte,
nicht aber auf Ausleihen erhoben werden. In der Folge können Bibliotheken nur dann
zur Zahlung einer Urhebergebühr verpflichtet werden, wenn sie selbst bei den
Benutzerinnen und Benutzern eine Benutzungsgebühr erheben. Anders verhält es sich
mit Pauschalen wie Jahresgebühren, auf die ebenfalls keine Urhebergebühren entfallen.
In der Schweiz hat sich gezeigt, dass nur noch rund 300 Bibliotheken die
Einzelvergütung praktizieren, während in den vergangenen Jahren 50 Bibliotheken auf
die Pauschalvergütung umgestiegen sind, was verhältnismässig einem grossen Anteil
entspricht. 
Die Verwertungsgesellschaft ProLitteris monierte, dass sich für sie aufgrund dieser
Entwicklung im Zeitraum von 2013 bis 2016 rund CHF 140'000 Mindereinnahmen
ergeben hätten, und erhob daher die Forderung, den geltenden Tarif auf die kostenlose
Ausleihe auszuweiten. Da sich die Bibliotheksverbände gegen diese Tarifausweitung zur
Wehr setzten und sich in den bilateralen Verhandlungen keine Einigung einstellte,
gelangte ProLitteris mit ihrem Anliegen an die Eidgenössische Schiedskommission für
die Verwertung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten (ESchK). Die
Kommission entschied schliesslich am 10. Dezember 2018 – insbesondere für die
Verbände überraschend – zu Gunsten von ProLitteris und sprach sich entsprechend für
die Ausweitung des Gemeinsamen Tarifs 5 (GT 5) auf kostenlose Ausleihen aus. Somit
sollen Ausleihen der Bibliotheken ab 2019 mit 9 Prozent des von Nutzerinnen und
Nutzern gezahlten Entgeltes belastet werden, wobei eine gestaffelte Einführung des
neuen Tarifs in drei Schritten von 2019 bis 2021 angedacht ist. Für Pauschaleinnahmen
wurde eine Halbierung der Vergütung vorgesehen und die öffentlich-rechtliche
Einschreibegebühr der Hochschulen wurde als Ausnahme erfasst und entspricht in der
Folge nicht dem «Entgelt» im Sinne des Tarifs. Die einzelnen Institutionen unterstehen
unabhängig von der Vergütungspraxis – Pauschalzahlungen oder Einzelbeträge – dem
neuen Tarif und müssen der Verwertungsgesellschaft jährlich bis Ende März die
korrekten und vollständigen Angaben zu jeglichen Einnahmen durch die
Bibliotheksnutzung angeben. ProLitteris zeigte sich über diesen Entscheid sehr erfreut
und betonte, dass es bei diesem Verfahren um eine Rechtsfrage gehe, die einer
Ungleichbehandlung entgegenwirken könne.
Der schriftlich begründete Entscheid der Schiedskommission wird für die nächsten
Monate erwartet und kann angefochten sowie gegebenenfalls dem BVGer zur
Entscheidung vorgelegt werden. Unabhängig davon beschloss der Nationalrat ebenfalls
im Dezember 2018 einstimmig die Urheberrechtsrevision, die explizit kein Verleihrecht

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.12.2018
MELIKE GÖKCE

01.01.65 - 01.01.22 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



vorsieht.
Im Unterschied zu ProLitteris zeigte sich Hans Ulrich Locher, Geschäftsführer von
Bibliosuisse, alles andere als erfreut über den Kommissionsentscheid und tat seinen
Unmut in einem Gastkommentar in der NZZ kund. Er kritisierte insbesondere die neu zu
bezahlenden 9 Prozent: Worauf genau diese denn erhoben werden sollen, fragte er. Bei
der Vermietung sei dies klar über die Mieterträge vorzunehmen; der Entscheid der
Kommission aber, in den restlichen Fällen die Einnahmen aus Mitgliederbeiträgen und
Jahresgebühren dem neuen Tarif zugrunde zu legen, stehe «völlig quer in der
politischen Landschaft» und habe «faktisch absurde Konsequenzen». So würden
erstens Bibliotheken ohne Jahresgebühren und Ausleihen oder Nutzung vor Ort nicht
erfasst, was jeglicher rechtlicher Gleichbehandlung widerspreche. Unter dem Strich
würden insbesondere notleidende und von Privatmitteln abhängige Bibliotheken zur
Kasse gebeten. Zweitens gebe es bei der Nutzung selbst keinerlei Änderungen, die
Anlass für eine Tarifanpassung geben würden, zumal sich die bisherige Variante seit
Jahrzehnten bewährt habe. Drittens habe sich bereits bei der Vernehmlassung zur
URG-Revision gezeigt, dass eine Bibliothekstantieme als generelle Nutzungsgebühr
weder bei den Parteien und Kantonen noch bei den Verbänden Rückhalt erhalten
würde. Der Entscheid der Schiedskommission trage diesem Umstand nicht Rechnung
und es stelle sich nun die Frage, ob die vom Bundesrat gewählte Instanz ihre
Kognitionsbefugnisse überschritten habe – was freilich vom BVGer zu beantworten sei,
da der Entscheid wahrscheinlich angefochten werde. Es sei nun aber am Parlament, im
Rahmen der laufenden Urheberrechtsrevision das bewährte System der kostenlosen
Ausleihe unter Schutz zu stellen – insbesondere, da der Entscheid der
Schiedskommission gezeigt habe, dass man diesen Grundsatz nicht als
selbstverständlich erachten sollte. 29

Archive, Bibliotheken, Museen

Das der Landesbibliothek angegliederte Schweizerische Literaturarchiv (SLA), welches
auf eine Initiative des im Vorjahr verstorbenen Schriftstellers und Dramatikers
Dürrenmatt zurückgeht, wurde im Januar offiziell eröffnet. Durch die im Berichtsjahr
unter anderem erfolgte Aufnahme der Nachlässe des Tessiners Giovanni Orelli und des
Rätoromanen Andri Peer konnte das SLA seinem Anspruch gerecht werden, alle vier
Landessprachen zu repräsentieren. Ende Jahr verfügte das SLA über 50 grössere
Nachlässe sowie 140 einzelne handschriftliche Bestände. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.01.1991
MARIANNE BENTELI

Nach dem Ständerat genehmigte auch der Nationalrat einstimmig eine Erhöhung der
jährlichen Subventionen an die Schweizerische Volksbibliothek (SVB) um 21% auf neu
insgesamt 7,6 Mio Fr. für die Periode 1992-1995 sowie einen Sonderbeitrag von rund 2,2
Mio Fr. für die Informatisierung des Betriebes und für die Errichtung eines
Deutschschweizer Bibliozentrums in Solothurn. 31

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 22.01.1991
MARIANNE BENTELI

Das Schweizerische Bundesarchiv in Bern veröffentlichte zum erstenmal seit seiner
Gründung im Jahre 1848 eine systematische Übersicht über seine Bestände. Es möchte
damit die fundierte Aufarbeitung der geschichtlichen Grundlagen des Bundesstaates
fördern und einen Beitrag zur 700-Jahr-Feier der Eidgenossenschaft leisten. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.11.1991
MARIANNE BENTELI

Die Schweizerische Landesbibliothek (SLB) soll in ein modernes Informationszentrum
umgewandelt werden. Der Bundesrat beauftragte das EDI, eine entsprechende
Botschaft auszuarbeiten. Die SLB nehme in der Öffentlichkeit eine wichtige und
unersetzliche Funktion für Kultur, Lehre und Forschung, zunehmend aber auch für die
Wirtschaft ein, schrieb er dazu; wolle sie diese Aufgabe in der Zukunft sachgemäss
erfüllen, so seien ihre veralteten Strukturen und Einrichtungen grundlegend zu
modernisieren. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.1991
MARIANNE BENTELI
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Die Schweizerische Landesbibliothek (SLB) in Bern genügt heute weder den Ansprüchen
der Wissenschaft noch den Anforderungen der Benützer. Wie der Bundesrat in seiner
Ende Februar verabschiedeten Botschaft für ein neues Landesbibliotheks-Gesetz
darlegte, will er die SLB deshalb grundlegend reorganisieren und zu einem modernen
Dienstleistungszentrum umgestalten. Neben dem traditionellen Sammeln, Erschliessen
und Vermitteln von "Helvetica" soll die SLB eine Koordinationsfunktion im Schweizer
Bibliothekswesen übernehmen und ihre Zusammenarbeit mit den wichtigsten
ausländischen Bibliotheken verstärken. Zu diesem Zweck muss die Bibliothek allerdings
automatisiert werden. Auch sollen neue Informationsträger (Compact-discs, Videos)
mit Bezug zur Schweiz gesammelt und die seit 1901 erscheinende Nationalbibliographie
als elektronische Datenbank zugänglich gemacht werden. Absehbar sind
Investitionskosten von rund 20 Mio Fr. verteilt auf die nächsten vier Jahre sowie eine
Erhöhung des Personalbestandes von 71 auf 110 Stellen. Die zusätzlichen jährlichen
Betriebskosten wurden auf knapp 2,3 Mio Fr. geschätzt. Diese Mittel sowie die
notwendigen baulichen Massnahmen wird das Parlament jährlich mit dem Voranschlag
zu bewilligen haben. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.02.1992
MARIANNE BENTELI

Als Erstrat stimmte die grosse Kammer dem Gesetzesentwurf grundsätzlich und
einstimmig zu. Auf Antrag ihrer vorberatenden Kommission nahm sie lediglich
Detailkorrekturen am bundesrätlichen Vorschlag vor. Im Interesse älterer Menschen, die
mit den modernen Kommunikations-Systemen noch wenig vertraut sind, wollte sie
einen besseren Zugang zu den Sammlungen zusammen mit einer grösseren
Benutzerfreundlichkeit im Gesetz festgehalten wissen. Der Rat verabschiedete
zusätzlich ein Kommissionspostulat, welches den Bundesrat beauftragt, bei der
Beschaffung eines neuen Automationsmodells koordinierend zu wirken, die
internationalen Normen zu berücksichtigen und eine bestmögliche Kompatibilität zu
den übrigen Bibliotheken anzustreben. Um die sammlerische Arbeit der SLB zu
erleichtern überwies der Rat zudem ein weiteres Kommissionspostulat mit dem Antrag,
die verfassungsrechtlichen Vorabklärungen für ein "Dépôt légal" zu treffen. 

Das Postulat in Ergänzung zur Vorlage wurde deshalb als notwendig erachtet, weil das
Gesetz zu dem Zeitpunkt, wo die Koordination aktuell und damit relevant ist, nämlich
bei der Beschaffung des neuen EDV-Systems der SLB, noch nicht in Kraft sein wird. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.06.1992
MARIANNE BENTELI

Mangels Finanzen wird es in der Schweiz kein nationales Ton- und Bildarchiv geben.
Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung des Direktors der Landesbibliothek errechnete
für ein geplantes "Centre d'information de l'audiovisuel" einen Investitionsbedarf von
43 Mio Fr. und ein jährliches Betriebsbudget von 8 Mio Fr., Summen, die in der
heutigen angespannten Finanzlage nicht mehr aufzubringen sind. Behelfsmässig sollen
nun in der Cinémathèque suisse besonders wichtige Filme aus der Kriegs- und
Vorkriegszeit restauriert und konserviert werden, und die SRG wird eine Auswahl alter
Ton- und Radioaufnahmen von den kaum noch verwendbaren Schellackplatten auf
Compact-discs überspielen.

Unter privater Trägerschaft wurde dagegen in Montreux ein "Musée de l'audiovisuel"
eröffnet. Mit Gesamtkosten von rund 10 Mio Fr. soll das Museum bis 1997 systematisch
ausgebaut werden. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Die Cinémathèque suisse in Lausanne konnte ihr in den letzten Jahren für insgesamt
8,5 Mio Fr. erworbenes und umgebautes Archivierungszentrum in Penthaz (VD) in
Betrieb nehmen. Bisher waren die Filme an verschiedenen – und oft ungeeigneten –
Orten eingelagert gewesen. 37

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.10.1992
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat schuf keine nennenswerten Differenzen zur grossen Kammer, so dass das
neue Gesetz Ende Jahr definitiv verabschiedet werden konnte. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1992
MARIANNE BENTELI
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Mit fünf oppositionslos angenommenen Postulaten machten die Abgeordneten
Borradori (lega, TI), Chevallaz (fdp, VD) und Keller (cvp, AG) im Nationalrat sowie
Cavadini (lp, NE) und Onken (sp, TG) im Ständerat auf die prekäre Situation bei der
Konservierung audiovisuellen Kulturgutes aufmerksam. Um diese
Archivierungsaufgaben kümmern sich heute neben Bundesarchiv und SRG vor allem die
Landesphonothek in Lugano und die Cinémathèque in Lausanne, welche jedoch beide
in argen Finanznöten stecken. Unterstützung erhielten die fünf Parlamentarier von
einer Arbeitsgruppe unter dem Direktor der Schweizerischen Landesbibliothek, welche
im Spätherbst eine Bestandesaufnahme sowie erste Vorschläge für die Schaffung einer
zentralen Mediathek vorlegte. Da die audiovisuellen Dokumente schlecht haltbar und
einer rapiden technologischen Entwicklung unterworfen sind, geht täglich
unersetzliches Kulturgut verloren. Bundesrätin Dreifuss forderte deshalb die
zuständigen Stellen auf, konkrete Massnahmen vorzuschlagen, um diese "kulturelle
Amnesie" aufzuhalten. Sie äusserte sich positiv zur Einrichtung einer schweizerischen
Mediathek, für die 1989 im Radio- und Fernsehgesetz eine gesetzliche Grundlage
geschaffen wurde, erklärte jedoch, die dafür nötigen Bundesmittel könnten frühestens
in der nächsten Legislaturperiode aufgebracht werden. 39

POSTULAT
DATUM: 19.03.1993
MARIANNE BENTELI

Für 27,6 Mio Fr. soll die Schweizerische Landesbibliothek (SLB) in Bern ein neues
Tiefmagazin mit sieben unterirdischen Geschossen erhalten. Als "Gedächtnis der
Nation" habe die SLB die Pflicht, die ihr anvertrauten Informationsträger der Nachwelt
möglichst intakt zu erhalten, schrieb der Bundesrat in seiner zivilen Baubotschaft 1993,
in deren Rahmen er dem Parlament diesen Kredit beantragte. Gleichzeitig kündigte er
als zweite Bauetappe ein weiteres 35-Mio-Vorhaben an, bei welchem es um die
bauliche Sanierung des bestehenden Magazins und dessen Umnutzung zu
Publikumszwecken gehen wird. Beide Kammern nahmen den Objektkredit einstimmig
an. 40

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.05.1993
MARIANNE BENTELI

Praktisch einstimmig, wenn auch ob der schwierigen Finanzlage ohne grosse
Begeisterung, gewährte das Parlament dem Internationalen Rotkreuz- und
Rothalbmondmuseum in Genf eine jährliche Finanzhilfe von 1,1 Mio Fr. für die Jahre
1994-1997. Anders als noch im Vorjahr, wo die Unterstützung für die Jahre 1992 und
1993 in erster Linie als Starthilfe betrachtet wurde, setzte sich diesmal die Überzeugung
durch, dass der Bund damit wohl ein dauerhaftes Engagement übernehme, welchem er
sich aber angesichts des verpflichtenden Erbes Henri Dunants nicht entziehen könne. 

Der Nationalrat forderte den Bundesrat im Anschluss an dieses Geschäft mit einem
Postulat auf, dafür besorgt zu sein, dass innerhalb eines Jahres ein Konzept zur
Erhöhung der Besucherfrequenzen und zur Verankerung dieses Museums in der
Bevölkerung des ganzen Landes erstellt wird. 41

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.05.1993
MARIANNE BENTELI

Eine Arbeitsgruppe des BAK und der Erziehungsdirektorenkonferenz erarbeitete
Empfehlungen zur weiteren Ausgestaltung der schweizerischen
Bibliothekenlandschaft. Sie regte die Schaffung eines gesamtschweizerischen
Bibliotheksrates und den Erlass eines allgemeinen Bibliothekförderungsgesetzes an und
sprach sich dafür aus, dass der Bund inskünftig nicht nur die Schweizerische
Volksbibliothek, sondern neu auch den Schweizerischen Bibliotheksdienst unterstützen
solle. 42

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.11.1993
MARIANNE BENTELI

Nachdem Bundesrätin Dreifuss grünes Licht für die Beschaffung des amerikanischen
VTLS-Katalog-Systems gegeben hatte, konnte die Landesbibliothek ihr grosses
Computerprojekt in Angriff nehmen. Dem Systementscheid war ein langer
Expertenstreit vor und hinter den Kulissen vorausgegangen. Die ETH-Bibliothek in
Zürich setzte sich vehement für die Wahl eines der Systeme ein, die in den anderen
grossen Bibliotheken der Schweiz bereits seit Jahren im Einsatz sind. Die Leitung der
SLB hielt dem entgegen, diese Software entspreche nicht mehr den aktuellen Standards
und würde den Datenaustausch mit Bibliothekscomputern im Ausland behindern. Das
gesamte Automatisierungsprogramm der SLB wird ungefähr 20 Mio Fr. kosten. Die
reorganisierte SLB rechnet mit 39 neuen Etatstellen für ihren Betrieb als modernes
Informationszentrum. 43

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1993
MARIANNE BENTELI
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Der Bundesrat beantragte dem Parlament, der Schweizerischen Volksbibliothek (SVB)
in Weiterführung der seit 1920 gewährten Finanzhilfe für die Periode 1996-1999 einen
jährlichen Bundesbeitrag von 1,8 Mio Fr. auszurichten. Die SVB konnte zu Beginn des
Jahres in Solothurn ihr neues Bibliocenter für die deutsche und die romanische
Schweiz eröffnen. Von dieser Zentrale aus werden Gemeinden und Schulen, Firmen und
Heime sowie die Armee mit austauschbaren Bücherkollektionen versorgt. 44

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 21.01.1994
MARIANNE BENTELI

An ihrem ersten gemeinsamen Kongress sprachen sich die Dachverbände der
Bibliothekare, Dokumentalisten und Archivare für eine Professionalisierung ihrer
Ausbildung auf Stufe Fachhochschule aus. Sie machten an der Tagung auch darauf
aufmerksam, dass Papiere des 19. und 20. Jahrhunderts, welche den grössten Bestand
in schweizerischen Bibliotheken und Archiven ausmachen, wegen ihres hohen
Säuregehalts vom Zerfall bedroht sind. Neben der Restaurierung wertvoller Einzelstücke
müssten daher vermehrt Präventionsmassnahmen getroffen werden, die im Rahmen
von umfassenden, international vernetzten Bestandeserhaltungskonzepten auch
bundespolitisch getragen sein sollten. Bundesrätin Ruth Dreifuss unterstützte in ihrer
Ansprache vor dem Kongress dieses Postulat ebenso wie die Aufwertung der Ausbildung
in diesen Berufsgattungen. Sie erklärte, sie wolle der Erhaltung der Bücher und anderer
Informationsträger höchste Priorität einräumen und habe deshalb eine Arbeitsgruppe
mit der Ausarbeitung eines entsprechenden Konzeptes beauftragt. Die im Vorjahr
angeregte Schaffung einer gesamtschweizerischen Mediathek wurde allerdings
angesichts der Finanzlage des Bundes zugunsten einer Vernetzung der mit
audiovisuellem Kulturgut befassten nationalen Institutionen zurückgestellt. 45

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 04.09.1994
MARIANNE BENTELI

Als letzte der grossen Schweizer Bibliotheken stellte die Schweizerische
Landesbibliothek (SLB) ihren Katalog auf elektronische Datenverarbeitung um. Der neue
Katalog "Helveticat"  enthält vorderhand sämtliche Titel, die seit 1951 publiziert
wurden. Als nächstes werden die Bestände der SLB aus den Jahren 1848-1900 erfasst.
Bis Ende 1995 soll auch die dritte Etappe, die Aufnahme der Titel zwischen 1901 und
1950 abgeschlossen sein. 46

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.10.1994
MARIANNE BENTELI

Die Landesphonothek, welche seit Jahren mit finanziellen Problemen kämpft, soll ihren
operativen Sitz in Lugano behalten, wird aber 1997 ihr Archiv in die SLB in Bern
überführen. Hinter dem Entscheid, den Standort Tessin wenigstens teilweise
aufrechtzuerhalten, steht der Wunsch, das landessprachliche Gleichgewicht zwischen
Literaturarchiv (Deutschschweiz), Cinémathèque (Romandie) und Fonoteca nazionale
(italienischsprachige Schweiz) zu wahren. 47

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.06.1995
MARIANNE BENTELI

Im September konnte die Schweizerische Landesbibliothek (SLB) ihr 100jähriges
Bestehen feiern. Zu den Aufgaben der Institution gehört die Pflege des kulturellen
Erbes, verbunden mit der Verpflichtung, den nachkommenden Generationen ein
geschriebenes Vermächtnis unserer Zeit zu sichern. Seit 1895 ist der Bestand der SLB
auf drei Millionen Einzelbände angewachsen; zudem werden 380 laufende Zeitungen
und 1'062 Zeitschriften katalogisiert. Neben geschriebenen Zeugnissen der
Vergangenheit und Gegenwart stapeln sich in den Lagern der SLB graphische und
photographische Dokumente sowie Musikalien und neuerdings CD-Rom. Kurz vor den
Jubiläumsfeierlichkeiten legte Bundesrätin Dreifuss den Grundstein für das neue
siebenstöckige Tiefmagazin der SLB. Die Bruttogeschossfläche des vollklimatisierten
Erweiterungsbaus umfasst rund 80'000 Quadratmeter. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.07.1995
MARIANNE BENTELI

Praktisch diskussionslos stimmten beide Kammern einer jährlichen Finanzhilfe an die
Stiftung Schweizerische Volksbibliothek (SVB) von CHF 1,8 Mio. für die Jahre 1996-1999
zu. Gemeinsam mit den jeweiligen Kommissionssprechern wies Bundesrätin Dreifuss
auf die grosse Bedeutung der Volksbibliothek für die nationale Verständigung hin. Der
Bund sei hier gefordert, weil es um einen interkantonalen Ausgleich, namentlich auch
zugunsten der Randregionen gehe. Die SVB wurde 1920 gegründet und wird seit 1921
vom Bund namhaft unterstützt. 1991 wurde die Stiftung dezentralisiert und gleichzeitig
effizienter organisiert. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.08.1995
MARIANNE BENTELI
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Zum Schutz des gefährdeten audiovisuellen Kulturgutes gründeten Ende Jahr das
Bundesarchiv, die SLB, die Cinémathèque suisse, die Fonoteca nazionale, die SRG und
das Bundesamt für Kommunikation den Verein "Memoriav". Die neue Vereinigung will
sich angesichts der als dramatisch bezeichneten Gefährdung von Schweizer Bild- und
Tondokumenten für deren Rettung und Vermittlung ans Publikum einsetzen. 50

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.12.1995
MARIANNE BENTELI

Freddy Buache, der legendäre Gründer und Direktor der "Fondation Cinémathèque
suisse" in Lausanne, trat auf Ende Jahr altershalber zurück. Die Leitung der
Cinémathèque übernimmt neu Hervé Dumont. Der Direktionswechsel erfolgte auch im
Zeichen akuten Geldmangels, da die ausgerichteten Bundessubventionen seit Jahren
fast nur noch zur Tilgung der aufgelaufenen Hypothekarzinsen für das feuersichere
Depotgebäude in Penthaz (VD) dienen. Die ursprüngliche Aufgabe der Cinémathèque -
das Archivieren und Konservieren älterer Schweizer Filme - kann deshalb kaum mehr
wahrgenommen werden, was zu unersetzlichen Verlusten führen könnte. Durch
mehrere parlamentarische Vorstösse auf diese unhaltbaren Zustände aufmerksam
gemacht, entschloss sich der Bundesrat, im Rahmen seiner Möglichkeiten der
Cinémathèque unter die Arme zu greifen. Wie Bundesrätin Dreifuss in Beantwortung
einer Interpellation von Pro Helvetia-Präsidentin Simmen (cvp, SO) ausführte, will die
Landesregierung für die Jahre 1996 bis 1998 je CHF 600'000 als Zusatzleistung zur
ordentlichen Subvention ins Budget aufnehmen. Zu diesen CHF 1,8 Mio. werden der
Kanton Waadt und die Stadt Lausanne ihrerseits je CHF 600'000 beisteuern. Damit soll
die Schuldenlast der Cinémathèque auf ein vertretbares Mass gesenkt werden. 51

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 07.12.1995
MARIANNE BENTELI

Nach einer generell positiv ausgefallenen Vernehmlassung erteilte der Bundesrat dem
EDI den Auftrag, ein neues Archivierungsgesetz auszuarbeiten, welches das
Archivreglement von 1966 ersetzen soll. Das Gesetz wird eine solide Rechtsgrundlage
für die Archivierungspflicht schaffen. Diese bildet gemäss Bundesrat eine unabdingbare
Voraussetzung für die Rechtsstaatlichkeit und für eine demokratische
Verwaltungskontrolle sowie die Basis für die Aufarbeitung der Geschichte der
Schweiz. 52

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 22.08.1996
MARIANNE BENTELI

Ende Oktober fand in Budapest die 8. Konferenz der europäischen Kulturminister statt.
Mit grosser Mehrheit wurde dabei ein Entwurf für eine europäische Konvention zum
Schutz des audiovisuellen Erbes verabschiedet. Die Konvention würde die
Mitgliedstaaten dazu verpflichten, das in ihrem Besitz befindliche Filmmaterial zu
konservieren und zu archivieren. Sie erstreckt sich aber auch auf kinematographische
Erzeugnisse, die in anderen Medien (Fernsehen, CD-ROM) realisiert sind. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.10.1996
MARIANNE BENTELI

Das Verkehrshaus in Luzern, das meistbesuchte Museum der Schweiz, steht erneut vor
einer strukturellen Finanzkrise. Die anstehenden Unterhaltskosten sind durch den
Museumsbetrieb nicht mehr zu erwirtschaften. Ohne substantielle Unterstützung durch
die öffentliche Hand - Bund, Stadt und Kanton Luzern - werden die drei
Dienstleistungssektoren (Museum, Archiv und Bibliothek) kaum dauerhaft aufrecht
erhalten werden können. 54

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.12.1996
MARIANNE BENTELI

Das audiovisuelle Kulturgut der Schweiz ist gefährdet. Zu seiner Erhaltung sprach der
Bundesrat einen Beitrag von CHF 150'000 für 1998 und für die Jahre 1999 bis 2001 je
einen von CHF 626'000. Die Gelder gehen an den Verein Memoriav, der unter anderem
auch die Cinémathèque in Lausanne und die Fonoteca in Lugano unterstützt. 55

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 17.01.1997
MARIANNE BENTELI

Hauptgrund für die finanzielle Misere, in der das Verkehrshaus der Schweiz in Luzern
seit Jahren steckt, ist der stete Rückgang der Besucherzahlen. Dabei wirkt sich der
Umstand, dass die limitierten Mittel Erneuerungen in den permanenten und den
Sonderausstellungen nur beschränkt zulassen, als eigentliche Negativspirale aus.
Nachdem das Luzerner Stadtparlament bereits beschlossen hatte, dem Verkehrshaus
einen zinslosen Kredit von CHF 1 Mio. einzuräumen, liess sich auch der Bund zu einer
Geste bewegen: Er beschloss, dem Verkehrshaus mit jährlich CHF 1.5 Mio. unter die
Arme zu greifen, allerdings nur unter der Bedingung, dass Kanton und Stadt Luzern

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.07.1997
MARIANNE BENTELI
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ihrerseits zusammen mindestens CHF 2 Mio. pro Jahr beisteuern. 56

Die Zukunft des in materiellen Nöten steckenden Spieldosen- und
Automatenmuseums in Sainte-Croix (VD) ist gesichert. Nachdem die Museumsleitung
und die Standortgemeinde in den vergangenen Jahren vergeblich an den Bund
appelliert hatten, das Museum, welches einen wichtigen Wirtschaftszweig der Region
im 19. Jahrhundert dokumentiert, finanziell zu unterstützen, stimmten die
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger deutlich einer Übernahme des Museumsgebäudes
durch die Gemeinde zu. 57

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.08.1997
MARIANNE BENTELI

In Bern wurde die 1959 gegründete Osteuropa-Bibliothek in ihren neuen
Räumlichkeiten offiziell wiedereröffnet. Diese Institution, fortan eine Filiale der Berner
Stadt- und Universitätsbibliothek, ist mit ihren rund 120 000 Bänden die grösste
Spezialbibliothek der Schweiz zu zeitgeschichtlichen Osteuropafragen. Das
Bibliothekskonzept ist nicht mehr, wie zu Gründerzeiten, politisch definiert, sondern
historisch-geographisch. 58

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.09.1997
MARIANNE BENTELI

Im Oktober wurde die auf privater Basis entstandene Fondation Beyeler in Riehen (BS)
der Öffentlichkeit übergeben. Das Museum beherbergt die international renommierte
Sammlung moderner Kunst, welche die beiden Basler Kunsthändler Ernst und Hildy
Beyeler aufgebaut haben. 59

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.10.1997
MARIANNE BENTELI

Die Idee eines Dürrenmatt-Zentrums in Neuenburg, welches das bildnerische Werk des
Schriftstellers wieder für die Öffentlichkeit zugänglich machen soll, kam einen Schritt
weiter. Nachdem die Witwe Dürrenmatts das ehemalige Wohnhaus des Schriftstellers
der Eidgenossenschaft und die Friedrich-Dürrenmatt-Stiftung dem Literaturarchiv die
Bilder und Zeichnungen aus ihrem Besitz geschenkt hatten, stimmte der Bundesrat dem
Bau des Zentrums zu, für welches Stararchitekt Botta bereits Pläne ausgearbeitet hat.
Baubeginn soll im Frühling 1998 sein. Von den auf CHF 6 Mio. geschätzten Kosten
werden CHF 3 Mio. vom Bund übernommen, CHF 2 Mio. vom Kanton Neuenburg und
CHF 1 Mio. von privaten Sponsoren und Mäzenen. 60

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.11.1997
MARIANNE BENTELI

Der Bund beantragte dem Parlament insgesamt CHF 23.5 Mio. für den Bau und Betrieb
einer Massenentsäuerungsanlage zur Rettung vom Zerfall bedrohter Bücher und
Dokumente. In der auf dem Gelände des Munitionsunternehmens Wimmis (BE)
geplanten Fabrik sollen ab dem Jahr 2000 rund 120 Tonnen Papier pro Jahr entsäuert
und damit für die Nachwelt gerettet werden. Geplant ist, dass Bundesarchiv und
Landesbibliothek in den ersten fünf Jahren nach der Betriebsaufnahme rund zwei
Drittel der Anlage auslasten werden. Das restliche Drittel soll einem weiteren
Kundenkreis offenstehen und gegen Verrechnung der Kosten genutzt werden können. 61

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 16.12.1997
MARIANNE BENTELI

Nach neun Monaten Entwicklungszeit legten die Landesbibliothek in Bern, die ETH-
Bibliothek und die Zentralbibliothek in Zürich das gemeinsam initiierte Pilotprojekt
"Informationsnetz Schweiz" vor. Benutzer können nun via Internet Informationen in
rund 200 Schweizer Bibliotheken suchen und abrufen. 62

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundesarchiv in Bern, dessen Gründung während der Zeit der Helvetischen
Republik auf die Errichtung eines Zentralarchivs nach französischem Vorbild
zurückgeht, konnte sein 200jähriges Bestehen feiern. Dabei wurde darauf hingewiesen,
dass das „Gedächtnis der Nation” in diesem Zeitraum von einer abweisenden
Aktenaufbewahrungsanstalt zu einem modernen Dienstleistungsunternehmen
geworden ist, das neben seinen 36 000 Laufmetern Akten auch Photos, Filme,
Tondokumente und Computerdisketten verwaltet. 63

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.05.1998
MARIANNE BENTELI
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Mitte Juni wurde das neue Museum im Schloss Prangins bei Nyon nach langen Jahren
der Renovationsarbeiten feierlich eröffnet. Das Gebäude, das 1975 dem Bund von den
Kantonen Waadt und Genf mit der Auflage geschenkt worden war, eine welsche
Aussenstelle des Landesmuseums einzurichten, hatte sich in gewisser Hinsicht als
Danaergeschenk erwiesen, kosteten doch Restaurierung und Umwandlung des zwar
einmalig schön gelegenen, aber baufälligen und letztlich doch recht kleinräumigen
Gebäudes rund CHF 70 Mio. Das Museumskonzept sieht vor, den Besucherinnen und
Besuchern das 18. und 19. sowie das frühe 20. Jahrhundert der Schweizer Geschichte
näherzubringen. Auf vier Etagen werden anhand von über 1000 Objekten kulturelle,
politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Aspekte dieser Zeit thematisiert. 64

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.06.1998
MARIANNE BENTELI

Nach kurzer Diskussion über die Frage, ob diese Aufgabe nicht auch von einem privaten
Unternehmen im In- oder Ausland übernommen werden könnte, stimmte der Ständerat
einem Obbjektkredit von CHF 23.5 Mio. für den Bau und den Betrieb einer
Massenentsäuerungsanlage für bedrohte Bücher und Archivalien auf dem Gelände der
stillgelegten Munitionsfabrik Wimmis (BE) zu. Im Nationalrat passierte die Vorlage
oppositionslos. 65

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.1998
MARIANNE BENTELI

In einer Interpellation äusserte Ständerätin Simmen(cvp, SO) ihr Unbehagen über die
Entwicklung der Schweizer Bibliothekenlandschaft, nachdem bekannt geworden war,
dass die ETH-Bibliothek wegen eingeschränkter finanzieller Ressourcen 1500 Periodika
hatte abbestellen müssen. Sie wollte vom Bundesrat vor allem wissen, welche
Möglichkeiten für Koordination und Synergien bestehen. Der Bundesrat erklärte, er
teile die Besorgnis Simmens und werde im Rahmen seiner Möglichkeiten alles
unternehmen, um die Situation zu verbessern oder zumindest nicht weiter
verschlechtern zu lassen. 66

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 24.06.1998
MARIANNE BENTELI

In den Räumen des Bundesarchivs wurde Ende Oktober ein audiovisuelles politisches
Informationszentrum eröffnet. Ziel ist, das Geschichtsbild auch emotional abzurunden.
An den eigens dafür eingerichteten Arbeitsplätzen können fortan die Beiträge der
Schweizerischen Filmwochenschau von 1940 bis 1975 und der Tagesschau des
Schweizer Fernsehens von 1957 bis 1989 visioniert werden. Die entsprechenden, zum
Teil vom Verfall bedrohten Bestände wurden in den letzten Jahren archivarisch
aufgearbeitet, auf neue Träger kopiert und in Datenbanken erschlossen. Das Projekt
wurde als Bestandteil des Jubiläumsprogramms des Bundesstaates lanciert und
gemeinsam von Eidgenossenschaft und SRG finanziert. 67

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.10.1998
MARIANNE BENTELI

Die Cinémathèque suisse scheint die finanziellen Turbulenzen hinter sich lassen zu
können. Nachdem sie in den letzten Jahren die Subventionen von Bund, Kanton Waadt
und Stadt Lausanne vor allem darauf verwenden musste, die Hypothekarzinsen für das
neue Lagergebäude in Penthaz (VD) zu bezahlen, worunter die eigentlichen
Konservierungsarbeiten litten, erklärte sich der Bund bereit, die Liegenschaft zum Preis
von CHF 6 Mio. zu kaufen und der Stiftung weiter zur Verfügung zu stellen. Damit ist die
Sanierung dieses Filmarchivs, das als eines der wichtigsten in Europa gilt, auf gutem
Weg. 68

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.12.1998
MARIANNE BENTELI

Auf der Basis eines neuen Bundesgesetzes und eines Finanzierungsbeschlusses
beantragte der Bundesrat dem Parlament einen Zahlungsrahmen von CHF 7,5 Mio. für
die Ausrichtung einer jährlichen Finanzhilfe von höchstens CHF 1,5 Mio. während fünf
Jahren an das seit Jahren in finanziellen Nöten steckende Verkehrshaus der Schweiz in
Luzern. Die Zahlung ist allerdings an die Bedingung geknüpft, dass sich auch Kanton
und Stadt Luzern angemessen an der Sanierung beteiligen. Die Finanzhilfen der
öffentlichen Hand sollen für die Erhaltung der Sammlung  deren Pflege,
wissenschaftlicher Bearbeitung, Erschliessung und Ausbau – zweckgebunden sein, also
für das eigentliche Kerngeschäft sowie die dafür notwendigen Investitionen. Der
Ständerat beschloss, auf ein eigenständiges Bundesgesetz zu verzichten, da sonst der
Eindruck erweckt werden könnte, dass damit ein dauernder Subventionstatbestand
geschaffen wird, und die Finanzhilfe in einem auf fünf Jahre befristeten,
allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss zu regeln. Der Nationalrat übernahm
oppositionslos das Konzept der kleinen Kammer. 69

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Für das neue Archivierungsgesetz des Bundes siehe oben, Teil I, 1c (Verwaltung).DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1998
MARIANNE BENTELI

Die Stiftung Schweizerische Volksbibliothek (SVB), welche vom Bund seit 1921 finanziell
unterstützt wird, unterzog sich im Rahmen der Überprüfung der Bundessubventionen
hinsichtlich ihrer Struktur, ihrer Funktionsweise sowie ihres Nutzens einer Evaluation.
Die Ergebnisse der Untersuchung fielen durchwegs positiv aus. Die SVB wurde als
zweckmässig eingerichteter, professionell geführter und leistungsfähiger Betrieb
dargestellt, der es verstanden habe, sich den veränderten Bedürfnissen im
Bibliothekswesen anzupassen. Allerdings dränge sich eine klare, leistungsbezogene
Kostenaufteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden auf. Insbesondere will der
Bund in Zukunft nur noch die nationalen Aufgaben der SVB unterstützen und nicht
mehr auch deren Leistungen zugunsten der Schulen, welche in die Zuständigkeit der
Kantone fallen. Entsprechende Absprachen fanden zwischen dem BAK und der
Erziehungsdirektorenkonferenz statt. Dementsprechend wird der Anteil des Bundes am
Gesamtbudget der SVB von momentan rund 60% auf etwas mehr als 50% gesenkt
werden können. Anders als bisher wurden der SVB nicht mehr jährlich gleichbleibende
Finanzhilfen zugesprochen. Für die Periode 2000-2003 beantragte der Bundesrat dem
Parlament einen Rahmenkredit von maximal 8 Mio Fr. Die jährliche Bundessubvention
an die SVB hatte für die Periode 1996-1999 je CHF 1.8 Mio. betragen. Damit erhält die
SVB eine gewisse Flexibilität beim Einsatz ihrer Mittel. Beide Kammern stimmten
diesem Vorgehen ohne Opposition zu. In der Schlussabstimung im NR stimmten
lediglich Blocher (svp, ZH), Moser (fp, AG) und Steinemann (fp, SG) gegen die Vorlage. 70

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die seit 1921 mitfinanzierte Stiftung
Bibliomedia (vormals Schweizerische Volksbibliothek) in den Jahren 2004-2007 mit
einem Zahlungsrahmen von CHF 7 Mio. zu unterstützen, d.h. wegen des
Sparprogramms mit einer Million weniger als in den Vorjahren. Gleichzeitig wurde ein
spezielles Bundesgesetz für die Unterstützung der Stiftung unterbreitet, das sich als
Übergangsregelung bis zur definitiven Ausgestaltung einer Gesetzesgrundlage in dem in
Vorbereitung befindlichen Kulturförderungsgesetz versteht. In beiden Räten wurde das
Bundesgesetz oppositionslos angenommen. Zu Diskussionen Anlass gab hingegen die
Höhe der Subvention. Im Nationalrat beantragte eine Kommissionsmehrheit zwar
knapp, aber dennoch erfolgreich (mit 77 zu 73 Stimmen), angesichts der Bedeutung der
Leseförderung die Unterstützung bei CHF 8 Mio. pro Jahr zu belassen. Die Nein-
Stimmen im Nationalrat zum Bundesgesetz stammten vornehmlich aus den Reihen der
SVP. Mit 25 zu 14 Stimmen schloss sich der Ständerat wieder dem Bundesrat an. Gegen
einen Minderheitsantrag, der vor allem von der SVP unterstützt wurde, hielt der
Nationalrat in der Differenzbereinigung mit 96 zu 67 Stimmen an seinem ersten
Beschluss fest, worauf der Ständerat zustimmte, gleichzeitig aber betonte, es handle
sich lediglich um einen Zahlungsrahmen; es werde dann in der Budgetkompetenz des
Parlaments liegen, die entsprechenden jährlichen Beträge einzustellen. 71

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2003
MARIANNE BENTELI

Die Schweizerische Landesbibliothek wird ab 1. Januar 2007 auch auf Deutsch
«Schweizerische Nationalbibliothek» heissen. In den romanischen Sprachen und im
Englischen entsprach die Bezeichnung seit jeher der internationalen Usanz:
«Bibliothèque nationale suisse», «Biblioteca nazionale svizzera», «Biblioteca naziunala
Svizra», «Swiss National Library». Die Aufgaben der Schweizerischen Nationalbibliothek
sind gesetzlich festgelegt: Die Schweiz betreffende Dokumente sammeln, erschliessen,
zur Verfügung stellen – und sie so aufbewahren, dass sie keinen Schaden nehmen.
Diese Aufgaben bleiben sich im Grundsatz über die Generationen hinweg gleich.
Hingegen müssen die Schwerpunkte periodisch überprüft und neu gesetzt werden, um
aktuellen Bedürfnissen gerecht zu werden. Dies tat die Landesbibliothek nun für die
Jahre 2007 bis 2011. Drei Tätigkeitsfelder stehen im Vordergrund: der Aufbau einer
elektronischen Sammlung, die Anpassung der Angebote an die Bedürfnisse der
hauptsächlichen Nutzerinnen und Nutzer sowie der Ausbau der Papierkonservierung zu
einem nationalen Kompetenzzentrum. 72

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.10.2006
MARIANNE BENTELI
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Auf Antrag seiner WBK weigerte sich der Nationalrat, im Budget 2007 die Subvention
an die Bibliomedia, die ehemalige Volksbibliothek, von CHF 2 Mio. auf CHF 1.478 Mio. zu
kürzen. Als Sprecherin der WBK erinnerte Gadient (svp, GR) an die Bedeutung des
Bibliothekwesens gerade auch für ländliche Gebiete. Für die SP verwies Müller-Hemmi
auf den Vernehmlassungsentwurf zum KFG, in welchem der Bundesrat die
Leseförderung als Bundesziel definiert. Mit 97 zu 73 Stimmen setzte sich der Antrag der
WBK durch. Im Ständerat war die Finanzkommission einverstanden, dem Nationalrat zu
folgen, worauf die Kürzung im Plenum stillschweigend abgelehnt wurde. Für 2008-2011
beantragte der Bundesrat für Bibliomedia einen Zahlungsrahmen von CHF 6 Mio. 73

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2006
MARIANNE BENTELI

Der Bund unterstützt die Stiftung Bibliomedia seit 1921. Ihr Auftrag ist die Sicherstellung
und die Verbesserung des Zugangs zu Büchern und Medien in der gesamten Schweiz.
2003 wurde der Stiftung für die Jahre 2003-2007 ein Zahlungsrahmen von 8 Mio Fr.
bewilligt, der Ende 2005 allerdings auf 7 Mio Fr. herabgesetzt wurde. Für die Periode
2008-2011 beantragte der Bundesrat noch 6 Mio Fr. Im Nationalrat machte die
Sprecherin der Kommissionsmehrheit geltend, das würde gegenüber dem Beschluss
von 2003 eine Kürzung um 25% bedeuten, was für eine kleine Institution stark ins
Gewicht falle. Auf ihren Antrag wurde mit 86 zu 66 Stimmen der Zahlungsrahmen
wieder auf 8 Mio Fr. angehoben. Die Gegenstimmen kamen vor allem aus der SVP und
vereinzelt aus der CVP. In der Gesamtabstimmung passierten der Bundesbeschluss und
der Leistungsvertrag im Nationalrat mit 127 zu 39 Stimmen, im Ständerat einstimmig. 74

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
MARIANNE BENTELI

Nachdem im Sommer 2015 bereits ein Kreditantrag zur Digitalisierung von Filmen vom
Bund abgelehnt worden war, reichte Nationalrat Olivier Feller (fdp, VD) im Winter 2015
eine Motion ein, welche die Finanzierung der Infrastruktur der Cinémathèque suisse
absichern sollte. Er forderte, dass das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) den
Finanzierungskredit explizit in seine Immobilienbotschaft 2016 aufnehmen solle. Das
Parlament habe zwar 2008 im Rahmen der zivilen Baubotschaft einem Kredit in der
Höhe von CHF 49,5 Mio. zugestimmt, dieser beinhalte aber nicht den Bau der nötigen
Infrastruktur. Auch der 2014 vom BBL und vom BAK gestellte Antrag, den Kredit in die
Baubotschaft 2015 aufzunehmen, wurde vom Bundesrat nicht aufgegriffen. Dieses
Zögern habe einen grossen Einfluss auf den Arbeitsauftrag der Cinémathèque, da sie
dadurch den Anspruch der korrekten Archivierung nicht mehr erfüllen könne.
Der Bundesrat verkündete in seiner Stellungnahme, dass die Eintragung des Kredits
auch für die Baubotschaft 2016 nicht vonnöten sei, da ein im Herbst 2015 in Auftrag
gegebenes externes Audit aufgezeigt habe, dass sich die baulichen Investitionen durch
Restmittel des Verpflichtungskredites abdecken liessen und somit das Anliegen der
Motion bereits erfüllt sei. Auf Antrag des Bundesrates wurde die Motion in der
Frühjahrssession vom Nationalrat abgelehnt. Im gleichen Zeitraum wurde eine
gleichlautende Motion (15.4103) von Géraldine Savary (sp, VD) im Ständerat eingereicht,
in der Frühjahrssession 2016 jedoch wieder zurückgezogen. 75

MOTION
DATUM: 18.03.2016
MELIKE GÖKCE

Mit der Überweisung eines Postulats Janiak (sp, BL) in der Sommersession 2018 wurde
der Bundesrat beauftragt, die Umsetzung des Bundesgesetzes über die Archivierung
(BGA) mittels eines Berichtes zu evaluieren, dessen neue Herausforderungen zu
identifizieren und entsprechende Empfehlungen für dessen Weiterentwicklung und
Praxisanwendung abzugeben. Seit der Verabschiedung des aktuellen BGA im Jahre 1998
haben sich im Bereich der Digitalisierung, der Verwaltungspraxis und auch im
rechtlichen Umfeld rasante Entwicklungen eingestellt und unterschiedliche
Vollzugspraktiken etabliert. Besonders in diesen Bereichen gelte es folglich auch Fragen
von grossem Interesse zu klären. So möchte der Postulant beispielsweise wissen, wie
sich die Digitalisierung auf die Aktenführung auswirke und wie die Archivierung nach
der Einführung der elektronischen Geschäftsverwaltung (Gever) sichergestellt bzw.
welcher Behörde in welchem Umfang die entsprechende Kompetenz zur Sicherstellung
zugewiesen werde. Auch stellte er die Frage, wer im konkreten Fall sicherstellen könne,
dass dem BGA unterstellte Bundesorgane die Unterlagen nicht horteten und auch nicht
ohne Zustimmung des Bundesarchivs vernichteten. Ebenfalls von grossem Interesse
seien die Fragen nach der einheitlichen Umsetzung und Missbrauchsverhinderung
bezüglich der ordentlichen Schutzfrist von aktuell 30 Jahren und nach Lösungen, um
Zielkonflikte mit dem Persönlichkeitsschutz nicht zulasten der Forschungsfreiheit
aufzulösen. Weitere Punkte bezogen sich auf den Umgang mit dem Archivgut und
dessen Handhabung bezüglich der unterschiedlichen Freigabemöglichkeiten durch die
verschiedenen Bundesorgane sowie auf die Einhaltung der Trennung der Einsichtnahme

POSTULAT
DATUM: 13.06.2018
MELIKE GÖKCE
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in Archivgut von dem Öffentlichkeitsgesetz. Der Bundesrat pflichtete dem Postulanten
in seiner Stellungnahme gänzlich bei und erachtete es, gerade aufgrund der langen
Zeitspanne seit des Inkrafttretens des BGA, ebenfalls als sinnvoll, eine Evaluation des
Vollzugs vorzunehmen, weshalb er die Annahme des Postulats beantragte. Im Ständerat
wurde der Vorstoss sodann diskussionslos angenommen. In seinen einführenden
Erläuterungen versäumte es Claude Janiak denn auch nicht, auf den Auslöser dieses
Postulats zu verweisen: Die Behandlung des Berichtes Cornu zur P-26 in der GPDel und
die in diesem Zusammenhang verschwundenen Akten mit den entsprechenden Beilagen
zum Bericht – wobei er betonte, dass die GPDel im Rahmen dieses Postulats nicht an
der Aufarbeitung der Geheimarmee sei. 76

Im Februar 2018 hatte Claude Janiak (sp, BL) in einem Postulat gefordert, dass die
Umsetzung des Bundesgesetzes über die Archivierung (BGA), welches im Jahr 1998
verabschiedet worden war, evaluiert und das weitere Vorgehen dargelegt werden soll. In
Erfüllung des Postulats veröffentlichte der Bundesrat im September 2021 seinen
Bericht zur Umsetzung des Archivierungsgesetzes, der auf Auswertungen des
Forschungsbüros «Büro Vatter» beruhte. Der Bericht zog grundsätzlich ein positives
Fazit zu den im BGA festgelegten Archivierungsabläufen, diese hätten sich bewährt.
Nichtsdestotrotz eröffneten die Auswertungen insgesamt neun Handlungsfelder,
aufgrund derer der Bundesrat verschiedene Massnahmen definierte.
Die konsequente Umsetzung der Ordnungssysteme sowie der neuen digitalen
Informationsverwaltung soll durch sogenannte «GEVER-Systeme» sichergestellt
werden, forderte der Bundesrat. Zudem soll ein «Aufräumprojekt» gestartet werden,
wodurch liegengebliebene Unterlagen in diversen Archivierungsstellen doch noch ihren
Weg ins Archiv finden sollen. Da die Weisungs- und Aufsichtskompetenzen des
Bundesarchivs nicht genügten, um die gesetzlichen Standards durchsetzen zu können,
soll entschieden werden, ob die Eigenverantwortung der archivierenden Stellen oder
die Durchsetzungsmacht des Bundesarchives gestärkt werden soll. Weiter soll
untersucht werden, ob es neue Arten der Archivierung gibt, die der rasant
fortschreitenden Digitalisierung auch in Zukunft gerecht werden können. Um diese
Probleme anzugehen, wurde das Bundesarchiv beauftragt, in Zusammenarbeit mit den
betreffenden Stakeholdern Lösungen auszuarbeiten und umzusetzen.
Die weiteren Probleme, welche der Bericht aufzuzeigen vermochte, benötigten gemäss
Bundesrat eine Revision des BGA, weshalb das EDI damit beauftragt wurde, bis Ende
2021 ein Aussprachepapier zu allfälligen Gesetzesänderungen zu erarbeiten. Darunter
fiel etwa die Frage, ob die Einführung einer Kontrollinstanz, welche die Rechtmässigkeit
einer Verlängerung von Schutzfristen gewisser Dokumente überwacht, nötig ist. Zudem
sollen die Einspruchsmöglichkeiten bei der Verwehrung des Zugangs zu gewissen
Dokumenten überarbeitet werden, da diese sehr komplex und mit hohen Kostenfolgen
verbunden sind. Zuletzt gibt es seit der Einführung des Öffentlichkeitsgesetzes (BGÖ)
nebst dem BGA ein zweites Regelwerk, was teilweise zu Widersprüchen in der
gesetzlichen Grundlage führt, die es zu beheben gelte. Ausserdem sei zu diesem
Zeitpunkt nicht gewährleistet, dass alle Stellen, welche dem BGA unterstellt seien, auch
dementsprechend archivieren würden. Schliesslich bestünde eine Kluft zwischen dem
Soll- und Ist-Zustand bei selbstständig Archivierenden. Hier sei zu klären, ob eine
Vereinheitlichung aller archivierenden Stellen unter dem RVOG sinnvoll wäre. 77

POSTULAT
DATUM: 01.09.2021
SARAH KUHN

Passend zum 50-jährigen Jahrestag des Frauenstimmrechts meldeten diverse Berner
Medien anfangs 2021, dass das Gosteli-Archiv, welches die Geschichte der Schweizer
Frauenbewegung aufbewahrt, gerettet sei. So werde die Stiftung neu als
Forschungseinrichtung von nationaler Bedeutung eingestuft, wie die Berner Zeitung
berichtete. Silvia Bühler, Leiterin des Archivs, bestätigte gegenüber der NZZ, dass die
Stiftung in den nächsten vier Jahren insgesamt CHF 2.2 Mio. vom Bund erhalten werde.
Gegründet wurde das Archiv 1982 von Marthe Gosteli, welche durch ihren Kampf für das
Frauenstimmrecht berühmt geworden war. Gemäss NZZ habe die Bernerin das Archiv in
ihrem Elternhaus in Worblaufen geschaffen, wo sie alles rund um die Frauenbewegung
gesammelt und archiviert und mit eigenen Mitteln finanziert hatte. Das rund 1'000
Laufmeter lange Archiv sei gemäss Bühler im Jahr 2019 von insgesamt 150 Personen an
230 Tagen benutzt worden. Nach dem Tod von Marthe Gosteli 2017 geriet das Archiv
jedoch in finanzielle Schieflage, woraufhin der Nationalrat im Sommer 2020 eine
Motion für eine Rettung durch Bundesgelder guthiess. Im darauffolgenden Sommer
2021 lehnte der Ständerat die Motion jedoch ab, da dem Gosteli-Archiv bereits in der
Botschaft über die Bildung, Forschung und Innovation 2021-2024 finanzielle
Unterstützung zugesprochen worden war. Auch die Bevölkerung setzte sich mit einer
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Petition für den Erhalt des Archivs ein, die Stiftung selbst war gemäss Medien bereits
2019 mit einem Gesuch um Unterstützungsgelder beim Bund aktiv geworden.
Im September 2021 hatte dann auch der Berner Grosse Rat mit 141 zu 6 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) eine überparteiliche Finanzmotion der Berner Finanzkommission
gutgeheissen, welche eine Erhöhung der Unterstützungsgelder für das Archiv von bisher
CHF 100'000 auf CHF 450'000 pro Jahr beinhaltet hatte. Gemäss der Berner
Finanzkommission solle das Archiv in Zukunft zu 50 Prozent vom Bund, zu 40 Prozent
vom Kanton Bern und zu 10 Prozent durch eigene Mittel finanziert werden. Die
Kantonsregierung hatte sich wegen der finanziellen Lage des Kantons Bern und der
fehlenden gesetzlichen Grundlage gegen eine solche Unterstützung ausgesprochen, wie
Christoph Auer, Staatsschreiber der Berner Regierung, gemäss der Berner Zeitung im
Grossen Rat hatte verlauten lassen. 78

Film

In Penthaz fand im März 2011 die Grundsteinlegung für das neue Schweizerische
Filmarchiv statt. Ab 2015 werden die Archivbestände der Cinémathèque Lausanne dort
zu einem Forschungs- und Archivierungszentrum zusammengeführt. 79

ANDERES
DATUM: 29.03.2011
SUZANNE SCHÄR

Im August 2015 verweigerte der Bund einen weiteren Kredit in der Höhe von CHF 6 Mio.
zuhanden der Cinémathèque Suisse zwecks Digitalisierung von Filmen. Als Gründe
dafür wurden mangelndes Projektcontrolling und das Fehlen einer ausgereiften
Digitalisierungs- und Archivierungsstrategie angegeben – Mängel, die ebenfalls in einem
2014 veröffentlichten Bericht der EFK festgestellt worden waren und Grundlage für
diesen Entscheid boten. Beim Stiftungsrat der Cinémathèque gab man sich
konsterniert. Seit dem Prüfungsbericht sei die Situation bereits verbessert worden.
Diesen Umstand bestätigte auch BAK-Direktorin Isabelle Chassot. Trotzdem wolle sich
der Bund 2016 aus dem Stiftungsrat zurückziehen und in Zukunft die Vergabe der
Gelder von jährlich CHF 7,5 Mio. an einen Leistungsvertrag binden. 2009 und 2011 hatte
die Cinémathèque zusätzlich zu den regulären Bundesmitteln bereits zwei
Spezialkredite in der Höhe von insgesamt CHF 19,2 Mio. erhalten. 80
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